Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Antrag 

der Fraktion der Freien Demokratisdben Partei 


betr.: Umsatzsteuer für die Verbände der freien 
Wohlfahrtspflege. 

Der Bundestag wolle folgendes beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, ein Gesetz vorzulegen, durch das 
die Jamtlich anerkannten Verbände der freien Wohlfahrtspflege mit 
ihren Leistungen, die unter die Gemeinnützigkeitsverordnung fallen, 
der Umsatzsteuer nicht unterliegen. Die Bundesregierung wird des 
weiteren ersucht, die zuständigen Stellen anzu weisen, bis zur ge- 
setzlichen Regelung vorstehend erörterter Frage die Umsatzsteuer- 
beträge in vollem Umfange zu stunden. 

Bonn, den 2. Dezember 1949 


Dr, Wellhausen Dannemann 

Dr. Hoffmann Kühn 

Dr. Schäfer und Fraktion 
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